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Inhalt: | 2. er gejtattet das Ausrufen, Vertheilen und Feilbieten derſelben 


Ueber den nicht⸗buchhändleriſchen Vertrieb von Preßerzeugniſſen. | nur in den hiezu ordnungsmäßig beſtimmten Localitäten; 2 

Studie zu den 88 23 und 3 des Preßgeſetzes. Von Dr. Adolph Roſen⸗ 3. das Sammeln von Pränumeranten oder Subſkribenten darf 

baum, k. k. Polizeidirections⸗Eoncipiſten. I. nur betrieben werden durch Perſonen, welche mit einem hiezu von 
Mittheilungen aus der Praxis: der Sicherheitsbehörde beſonders ausgeſtellten Erlaubnißſcheine verſehen 
Der Beſitzer eines Real⸗Gaſt- und Schankgewerbes iſt nicht als Conceſſions⸗ find; und 

inhaber im Sinne des 8 19 der Gew Ordn anzuſehen. 4. das Aushängen oder Anſchlagen von Druckſchriften, alſo das 
Geſetze und Verordnungen. Placatiren, in den Straßen oder an anderen öffentlichen Orten iſt nur 
Perſonalien. geſtattet mit beſonderer Bewilligung der Sicherheitsbehörde und nur an 
Erledigungen. den von der Behörde hiezu beſtimmten Plätzen. 


Zum beſſeren Verſtändniſſe dieſer dermalen geltenden Beſtimmun⸗ 
N , 1 N gen, ſowie mit Rückſicht auf die diesbezüglich angebahnten Reformen ſei 
Ueber den nicht-buchhändleriſchen Vertrieb von Preß- es geſtattet, einen kurzen Rückblick auf die Entſtehung dieſer geſetz⸗ 


| 
| 
I 


AT lichen Normen zu werfen, welcher dem mit der Handhabung des § 23 
N erzeugniſſen. betrauten politiſchen und richterlichen Beamten, ſowie auch Demjenigen, 
Studie zu den SS 23 und 3 des Preßgeſetzes. der ſich mit einer den Zeitverhältniſſen angepaßten Reform der Preß⸗ 
Von Dr. Adolph Noſenb aum, k. k. Polizeidirections⸗Concipiſten. geſetzgebung befaßt, das ſchätzbarſte Material bietet. 


1 | Das erſte Preßgeſetz, welches in Oeſterreich erlaſſen wurde, iſt die 

. { „proviſoriſche Vorſchrift“ des Miniſters des Innern vom 31. März 
Jaſt ebenſo alt, als unſer nunmehr 25 Jahre in Geltung b. 1848. — dahin en die Verhältniſſe der Preſſe geordnet durch das 
findliches Preßgeſetz ſind die Reformbeſtrebungen hinſichtlich einzelner Strafgeſetz, die Gewerbeordnung, das Buchhändlerpatent vom 18. März 
wichtiger Principien desſelben. Alle dieſe legislatoriſchen Verſuche ziehen 1806 und vielfache Specialverordnungen. Das Strafgeſetz über ſchwere 
das Verbot der Colportage und die damit in Zuſammenhang ſtehenden Polizeiübertretungen vom 3. September 1803 5) verbietet im 8 64 
Beſtimmungen der 88 23 und 3 Preßgeſetz in ihren Bereich. Schon unter Androhung von Geld- und Arreſtſtrafen, verbunden mit der Ab⸗ 
das Geſetz vom 15. October 1868, R. G. Bl. Nr. 142, hatte in nahme der in Umlauf gebrachten Bücher, das Hauſiren und jede andere 
Art. III feines Entwurfes die Aufhebung des § 23 ſtatuirt, erlangte Art von unbefugtem oder geheimen Handel mit Büchern oder anderen 
aber nur mit Ausſchluß dieſes Artikels Geſetzeskraft. Am 5. Juni 1871 gedruckten Sachen, nachdem vorher, zur Zeit, als Buchdruckerei und Buch⸗ 
gelangte der Ausſchußbericht über den Entwurf eines Geſetzes „betreffend handel als freie Künſte erklärt waren, das Haufiren mit Büchern unter 
Abänderungen und Ergänzungen der beſtehenden Preßgeſetzgebung“ in's gewiſſen Beſchränkungen erlaubt, ſpäter aber der bemerkten Unterſchleife 


Abgeordnetenhaus, nach welchem Entwurfe das Hauſiren mit gewiſſen wegen wieder eingeſtellt worden war 2). Eine niederöſterreichiſche Regie⸗ 
Druckſchriften geſtattet werden ſollte. Der Entwurf kam über das Sta 


dium der Berathung nicht hinaus. Nicht beſſer erging es den am 
9. März 1877 im Abgeordnetenhauſe zur Berathung gelangten beiden 
Geſetzentwürfen, betreffend Abänderungen der Strafproceßordnung und 
des Preßgeſetzes, worin abermals die Aufhebung des Colportageverbotes 
intendirt war. Endlich wurden am 5. April 1886 vier, die geſammte 
Preßgeſetzgebung umfaſſende Geſetzesanträge im Abgeordnetenhauſe ein⸗ 
gebracht, und auch hier kehrt dieſe Tendenz wieder; die Anträge befin- 
den ſich dermalen in Berathung des betreffenden Ausſchuſſes. 

Die Beſtimmungen der 88 23 und 3 Preßgeſetz, die Beſchrän⸗ 
kungen, welche der eine, die Erleichterungen, welche der andere hinſicht⸗ 
lich des Vertriebes von Druckſchriften, abweichend von den Beſtimmungen 
der Gewerbeordnung ſtatuiren, ſeien, abgeſehen von dem Verkaufsrechte 
des Selbſtverlegers nach § 3, Al. 2, 3 und 4, der Gegenſtand der 
folgenden Betrachtungen. 

Der $ 23 normirt vier Beſchränkungen für den Verkehr mit 


Druckſchriften: £ 8 a F 8 mit ſchwerer, angemeſſener Strafe, und wenn ſie Ausländer ſind, auch mit der 
1. er verbietet ausnahmslos das Hauſiren mit Druckſchriften; Landesverweiſung belegt werden.“ (8 11.) 


) Kudler: „Erklärung des I. Abſchnittes des Strafgeſetzes über ſchwere 
Polizeiübertretungen.“ 

) Erneuerte Cenſursordnung vom 22. Februar 1795, Pol. Geſ. Slg. 
VI, Nr. 25. 

„Da übrigens die Erfahrung gezeiget hat, daß oft geringe unbefugte 
Buchhändler ihre ſchlechte Waare oder ſogenannte Laufer (einzelne, nach dem 
Geſchmacke des Pöbels geſchriebene Blätter) durch Staändelweiber oder durch 
herumſchreiende, Straßen und Häuſer durchlaufende Leute ſchleunig abzuſetzen 
ſuchen, dadurch aber mancherlei Unfug und Aergerniß veranlaßt wird, ſo iſt dieſe 
Art von Verkauf neu gedruckter Blätter, es ſeien Gebete, Lieder, Kriegsnachrichten 
oder dergleichen, ein für alle Male und ohne Ausnahme unter Strafe des Zucht⸗ 
hauſes für den Verkäufer und noch empfindlicherer Ahndung für den Urheber 
einzuſtellen und den Buchdruckern insgemein unter Androhung ſchwerer Beſtrafung 
für den Uebertretungsfall zu verordnen, daß fie dergleichen Druckſchriften einzig 
und allein in offene Gewölber zum Verkauf geben ſollen.“ (Einleitung.) „Niemand 
fol mit Büchern hauſiren, ſolche herumtragen (colportiren) und damit heimlicher 
Weiſe Gewerb treiben. Die Uebertreter werden, nebſt Eonfiscation aller bei den⸗ 

ſelben vorgefundenen Bücher, in Verhaft gezogen und nach Befund der Umſtände, 
je nachdem die alſo verkauften Bücher im hohen Grade ſittenverderbend ſind, 


rungsverordnung vom 4. November 1817 macht „über Bemerkung der 
k. k. Polizei⸗ und Cenſur⸗Hofſtelle, daß die Verbreitung religiös⸗ſchwär⸗ 
meriſcher Schriften, beſonders ſolcher, welche in Form von Volks- 
geſchichten und Volksgebetbüchern erſcheinen, durch die im Lande herum⸗ 
ziehenden Krämer nicht ſelten geſchehe“, es den Oberbeamten zur Pflicht, 
über ſolche Krämer unter Zuziehung der Seelſorger auf den Jahrmärkten 
und Wallfahrtsorten ſorgfältig zu wachen. Zu erwähnen wäre weiters 
die niederöſterreichiſche Regierungsverordnung vom 21. September 1842, 
welche den Greislern verbietet, ſich eine größere Quantität Makulatur⸗ 
papier, als ſie zum Gewerbe bedürfen, anzuſchaffen oder dasſelbe in 
gehefteten Büchern oder ganzen Broſchüren anzukauſen. Die SS 65 und 
67 des Strafgeſetzes über ſchwere Polizeiübertretungen belegen die Buch⸗ 
drucker oder Buchhändler, welche Gebete, Lieder, Gedichte, Kriegs⸗ 
nachrichten, Beſchreibungen und dergleichen einzelne Blätter, ohne für 
jeden Fall die Erlaubniß der Behörde erhalten zu haben, ausrufen oder 
verkaufen laſſen, mit Geld⸗ und Arreſtſtrafen, im Wiederholungsfalle 
mit der Strafe der Gewerbsentziehung. Diejenigen, die ſich zum Ausrufe 
ſolcher Blätter gebrauchen laſſen, ſollen mit dreitägigem Arreſte, bei 
jeder weiteren Uebertretung mit 25 Streichen beſtraft werden. Hiezu 
enthält das Hofdecret vom 4. Jänner 1816 die Nachtragsbeſtimmung, 
daß nur ſolche Flugſchriften ausgerufen werden dürfen, die auf unmittel⸗ 
bare oder mittelbare Veranlaſſung öffentlicher Behörden gedruckt wor⸗ 
den ſind. 

So ſtand es um die Colportage bis zum Jahre 1848, als mit 
kaiſ. Patente vom 15. März desſelben Jahres die vollſtändige Preßfreiheit ge⸗ 


206 


Militärbehörde eingeholt und ertheilt“ worden iſt. Noch unter der 
Herrſchaft des Belagerungszuſtandes decretirte der Miniſter des Innern 
mit Erlaß vom 20. December 1848 (R. G. Bl. Nr. 42 ex 1849) 
eine Verordnung über das „Anſchlagen, Austheilen, Ausrufen, Verkaufen 
und Hauſiren mit Placaten und Flugſchriften“, deren im Reichsgeſetzblatte 
publicirte Motivirung ein anſchauliches Bild der Situation gibt. 

In dem Erlaſſe ſelbſt werden folgende Anordnungen getroffen: 

„1. Das öffentliche Anſchlagen von Placaten und Flugſchriften, 
das Austheilen, Ausrufen und Verkaufen derſelben an öffentlichen Orten 
und auf der Straße, ſowie das Hauſiren mit denſelben iſt für Jeder⸗ 
mann unbedingt verboten. Dieſes Verbot bezieht ſich jedoch nicht auf 
Ankündigungen rein örtlichen oder gewerblichen Inhaltes als: Theater⸗ 
zettel, Ankündigungen von öffentlichen Luſtbarkeiten, von Vermiethungen 
oder Verkäufen. — Es iſt die Sache der Sicherheitsbehörde, die Orte 
zu beſtimmen, an denen solche Veröffentlichungen angeſchlagen werden 
dürfen.“ (Es iſt dies die erſte geſetzliche Beſtimmung, aus welcher 
fi unſer § 23 in feinem heutigen Wortlaute entwickelt hat.) 

„2. Uebertreter obigen Verbotes verfallen in eine Geldſtrafe bis 
100 fl. oder im Falle der Zahlungsunfähigkeit in Arreſt bis 14 Tagen, 
unbeſchadet der aus dem Inhalte der Druckſchrift allenfalls hervorgehen⸗ 
den Verantwortlichkeit. Hiebei wird nicht nur der im verbotswidrigen 
Austragen oder Auſchlagen von Druckſchriften unmittelbar Ergriffene, 
ſondern auch Derjenige, und zwar ſtrenger beſtraft, der dieſe unerlaubte 
Verbreitung veranlaßte oder beſtellte. Ueberdies ſind derlei Placate 
ſogleich abzunehmen und zu vertilgen, ſowie alle in unerlaubter Ver⸗ 


währt wurde. Die Folge dieſer jo unvermittelt und ſchrankenlos ertheilten breitung ergriffene Flugſchriften und Placate in Beſchlag zu nehmen.“ 
Preßfreiheit aber war ein tolles Wüthen der revolutionären Preſſe, welche Am 4. März 1849 erfolgte die Auflöſung des Kremſierer Reichs⸗ 
in zahlloſen Ipurnalen und Flugſchriften wahre Orgien feierte), und tages, indem unter Einem „den Völkern Oeſterreichs aus eigener Macht 
das Bedürfniß nach Schutz gegen den Mißbrauch der Preſſe immer des Kaiſers eine Reichsverfaſſung verliehen“ wurde (kaiſ. Patent vom 
lebhafter werden ließ. Mannigfach find die Wandlungen, welche die 4. März 1849, R. G. Bl. Nr. 151), welche im $ 5 beſtimmte: 
Preßgeſetzgebung nunmehr erfuhr. Zunächſt wurde in Ausführung des | „Jedermann hat das Recht, durch Wort, Schrift, Druck oder bildliche 
kaiſ. Patentes vom 15. März 1848 „ bis zur Erlaſſung eines definitiven Darſtellung feine Meinung frei zu äußern. Die Preſſe darf nicht unter 
Preßgeſetzes im conſtitutionellen Wege“ die „proviſoriſche Vorſchrift“ vom Cenſur geſtellt werden. Gegen den Mißbrauch der Preſſe wird ein 
31. März 1848 erlaſſen. Das umfangreiche Geſetz beſtimmt bezüglich Repreſſivgeſetz erlaſſen.“ 

unſeres Gegenſtandes, daß das öffentliche Anſchlagen gedruckter N In Ausführung dieſer Verfaſſungsbeſtimmung erſchien nun 
digungen nur mit Bewilligung der Sicherheitsbehörde und das Aus⸗ „Geſetz gegen den Mißbrauch der Preſſe“ (kaiſ. Patent vom 13. März 
rufen von Druckſchriften nur durch, der Sicherheitsbehörde angezeigte und 1849, R. G. Bl. Nr. 161), welchem ſich das „Geſetz, womit das 
von dieſer nicht beanſtändete Perſonen geſtattet ſei. Das Geſetz genügte Verfahren in Preß⸗Uebertretungsfällen geregelt wird“ (kaiſ. Patent vom 
den vom Terrorismus beherrſchten Maſſen nicht; es iſt nicht in's 14. März 1849, R. G. Bl. Nr. 164), anſchließt. Das erſtgenannte 
Leben getreten; die Studenten verbrannten es auf der Aula). — Die | Geſetz behandelt unſeren Gegenſtaud im $ 19: „Das Hauſiren mit 
Verfaſſungsurkunde des öſterreichiſchen Kaiſerſtaates vom 25. April 1848 Druckſchriften, das Ausrufen, Vertheilen, Feilbieten und Anſchlagen der⸗ 
beſtimmte ſonach im 8 19: „Die Freiheit der Rede und Preſſe iſt nach ſelben auf offener Straße ift gänzlich unterſagt. — Das Verbot des 
vollkommener Auflaſſung der Cenſur durch die Verfaſſungsurkunde geſichert. Anſchlagens von Placaten bezieht ſich nicht auf Kundmachungen 
Die Beſtrafung der Mißbräuche wird durch ein von dem erſten Reichstage ämtlichen, rein örtlichen oder gewerblichen Inhaltes, als: Theaterzettel, 
zu erlaſſendes Geſetz geregelt werden.“ Allein die Verhältuiſſe ließen der Ankündigungen von öffentlichen Luſtbarkeiten, von Vermiethungen, Ver⸗ 
Regierung nicht Zeit bis zum Zuſammentritte des Reichstages. Am käufen u. dgl. Doch dürfen dieſe Ankündigungen nur an deu von der 
18. Mai 1848 wurde wieder eine „Proviſoriſche Verordnung gegen Behörde dazu beſtimmten Plätzen angeſchlagen werden.“ 

den Mißbrauch der Preſſe' erlaſſen, welche bezüglich der Colportage Die Abweichung der. Textirung dieſer Beſtimmung von dem 
im 8 25 beſtimmt: „Das öffentliche Auſchlagen und Ausrufen von Miniſterialerlaſſe vom 20. December 1848 ift nicht zu überſehen; nicht 
Druckſchriften, ſowie deren Verkauf oder Austheilung auf öffentlicher minder, und zwar in vortheilhafter Weiſe unterſcheidet ſich die Textirung 


das 


Straße iſt außer den öffentlichen Behörden nur den berechtigten Buch⸗ 


und Kunſthandlungen und Buchdruckereien durch ihre Beſtellten geſtattet. 
Dieſe müſſen vorläufig der Sicherheitsbehörde angezeigt werden und ſich 
mit einer beſonderen ſchriftlichen Ermächtigung ihres Beſtellers auszu⸗ 
weiſen vermögen.“ 

Es genügt alſo, im Unterſchiede von dem Geſetze vom 31. März, 
für die Colporteurs die einfache Anzeige an die Sicherheitsbehörde, ohne 


daß dieſe einen Anſtand gegen den namhaft gemachten Colporteur 


erheben durfte. 


Mit beredten Worten ſchildert Lien bacher den Zuſtand der 
Anarchie, in welchem zufolge dieſes Geſetzes die Preſſe ſich während des 


Sommers 1848 bewegte, bis die Militärbehörde dieſem Treiben ent⸗ 


gegentrat. In ſeinen Proclamationen aus Hetzendorf vom 23. October 
und 1. November 1848 ſuspendirte Feldmarſchall Fürſt Windiſchgrätz 
auf die Dauer des Belagerungszuſtandes ſämmtliche Zeitungsblätter mit 
Ausnahme der officiellen Wiener Zeitung, und geſtattete den „Druck, 
Verlag und die Affichirung von Placaten, bildlichen Darſtellungen und 
Flugſchriften nur inſoferne, als hiezu die vorherige Bewilligung der 


) Lienbacher: „Die öſterreichiſche Preßgeſetzgebung“. I. S. 19. 
) Liszt: „Oeſterr. Preßrecht.“ S. 11. 


des Al. 2 dieſes $ 19 vom § 23 unſeres Preßgeſetzes, welcher, wie 
wir noch ſehen werden, durch die ungenaue Stiliſirung ſeines dritten 
Abſatzes nicht wenig zu einer ſchwankenden und oft ſich widerſprechenden 
Praxis in dieſer Beziehung beigetragen hat. 

Das Preßgeſetz vom 13. März 1849 theilte das Schickſal der 

meiſten anderen Geſetze aus dieſen ſtürmiſchen Tagen: es kam, wie auch 
die Verſaſſuug vom 4. März 1849, auf welcher es beruhte, nicht zur 
vollen Lebensentfaltung. Nachdem ſchon mit kaiſ. Verordnung vom 
6. Juli 1851 (R. G. Bl. Nr. 163) das Verwarnungsſyſtem in das 
öſterreichiſche Preßrecht eingeführt worden war, erſchien ein Jahr ſpäter 
die Preßordnung vom 27. Mai 1852. 
| Der zweite Abſchnitt derſelben ſpricht „Ueber die Erzeugung von 
Druckſchriften und den Verkehr mit denſelben“ und der unſeren Gegen⸗ 
ſtand behandelnde §S 7 lautet: „Das Hauſiren mit Druckſchriften, das 
Ausbieten derſelben zum Verkaufe, das Ausrufen und Vertheilen derfelben 
außerhalb des Gewerbslocales iſt unterſagt.“ 
„Ebenſo iſt unterſagt das Aushängen oder Anſchlagen von Druck⸗ 
ſchriften in den Straßen und anderen öffentlichen Orten ohne beſon⸗ 
dere Bewilligung der zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit beſtellten Behörde.“ 


„Das Verbot der Placate bezieht ſich jedoch nicht auf Kund⸗ 
machungen rein örtlichen oder gewerblichen Inhaltes: Theaterzettel, An⸗ 
kündigungen von Vermiethungen, Verkäuſen, Luſtbarkeiten u. dgl.“ 

„Solche dürfen an den, von der Sicherheitsbehörde dazu beſtimm⸗ 
ten Plätzen angeſchlagen werden. Zum Anſchlagen von Placaten darf 
Niemand verwendet werden, der nicht einen Erlaubnißſchein der Sicher⸗ 
heitsbehörde, in dem ſein Name ausgedrückt ſein muß, bei ſich führt.“ 

„Dieſer Erlaubnißſchein kann im Falle eines Mißbrauches ſogleich 
eingezogen werden.“ 

„Das Sammeln von Pränumeranten oder Subſkribenten auf 
Druckſchriften durch Perſonen, welche nicht mit einem Erlaubnißſcheine 
der Sicherheitsbehörde verſehen ſind, iſt dem Hauſiren mit Druckſchriften 
gleich zu halten.“ 

Dies iſt die letzte Etappe auf der kurzen hiſtoriſchen Excurſion, 
die wir zum beſſeren Verſtändniſſe unſeres $ 23 unternehmen mußten. 

Das geltende Preßgeſetz vom 17. December 1862 und das der⸗ 
malen nicht mehr beſtehende Geſetz über das Strafverfahren in Preß⸗ 
fachen vom gleichen Tage bilden den Uebergang von der polizeilich⸗prä⸗ 
ventiven zur gerichtlich⸗repreſſiven Preßgeſetzgebung in Oeſterreich. Tief 
einſchneidend ſind die Veränderungen, die durch dieſe beiden Geſetze in 
einzelnen Principien des Preßrechtes vorgenommen wurden: das Conceſ⸗ 
ſionsſyſtem für die periodiſche Preſſe iſt aufgehoben, das Syſtem der 
Verwarnungen wurde beſeitigt, im Verkehre mit Druckſchriften wurden 
Erleichterungen geſchaffen ꝛc. Auch das Geſetz über das Strafverfahren 
in Preßſachen, welches im § 16 das ſogenannte objective Verfahren in 
Oeſterreich einführte !), bot mehrfache Fortſchritte gegenüber der St. P. O. 
von 1853: es wurden insbeſondere (§ 1) alle Preßdelicte, ſeien fie 
durch den Inhalt einer Druckſchriſt, oder durch Zuwiderhandeln gegen 
die Vorſchriften zur Aufrechthaltung der Ordnung in Preßſachen began⸗ 
gen, der gerichtlichen Judicatur überwieſen. 

Ganz unbedeutend aber iſt der Fortſchritt unſeres Preßgeſetzes 
auf dem Gebiete der Colportage. Denn, abgeſehen von einigen ſtiliſtiſchen 
Veränderungen, die theils mit Rückſicht auf die Textirung des § 3 
nothwendig waren, theils beſſer unterlaſſen worden wären, hat ſich der 
reformatoriſche Geiſt, von welchem der Redacteur unſeres Preßgeſetzes 


bei der Abfaſſung desſelben beſeelt war, bezüglich des §S 23 nur darin 


geltend gemacht, daß der Erlaubnißſchein zum Placatiren als überflüßig 
über Bord geworfen wurde. Und wir können ſomit mit Zugrundelegung 
des § 7 der Preßordnung zur Exegeſe des § 23 unſeres Preßgeſetzes 
übergehen, bei welcher man ſich allerdings, da eine, irgend wie neue Geſichts⸗ 
punkte bietende Literatur auf dieſem Gebiete ſich nicht findet, auf die 
Praxis der Polizei⸗, reſp. politiſchen Behörden, ſowie auf die in den 
gerichtlichen Entſcheidungen niedergelegten Rechtsanſchauungen beſchräu⸗ 
ken muß. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Der Beſitzer eines Real⸗Gaſt⸗ und Schankgewerbes iſt nicht als 
Coneeſſionsinhaber im Sinne des § 29 der Gew.⸗Ordn. anzuſehen. 


Barbara V. .. iſt Beſitzerin des Gaſt⸗ und Schankgewerbes 
im Haufe Nr. 314 in H. .., welchem mit der Entſcheidung der Statt⸗ 


) Eine Conſequenz dieſes objectiven Verfahrens ſei hier erwähnt, welche 
für die polizeiliche Thätigkeit in Preßſachen von der größten Bedeutung iſt. Soll 
das durch das Preßgeſetz eingeführte Repreſſivſyſtem genügenden Schutz gegen 
den Mißbrauch der Preſſe gewähren, dann iſt die größte Beſchleunigung bei 
Durchführung der Repreſſivmaßregeln eine unabweisbare Forderung, und der 
Staatsanwalt bedarf zu dieſem Behufe der Organe der Sicherheitsbehörde zu 
ſeiner unmittelbaren Verfügung Die „Amtsinſtruction zum Vollzuge des Preß⸗ 
geſetzes und des Geſetzes über das Verfahren in Preßſachen“ ſchuf daher eine 
organiſche Verbindung zwiſchen Sicherheitsbehörde und Staatsanwaltſchaft und 
es hat ſich dieſe Einrichtung, unſere „gerichtliche Polizei in Preßſachen“ 
in der Praxis vollſtändig bewährt. In ihr iſt der Verſuch mit einer gerichtlichen 
Polizei auf's Beſte gelungen, und es wäre nur zu wünſchen, daß dieſer erſte 
Verſuch den Anſtoß gebe zur Einrichtung einer gerichtlichen Criminal⸗ 
polizei im Allgemeinen Die Stellung der franzöſiſchen Polizeicommiſſäre 
überhaupt, welche bei ihren Erhebungen unmittelbar Aufträge vom Unterſuchungs⸗ 
richter oder Staatsanwalte empfangen, ſowie insbeſondere die Inſtitution der 
„Commissaires de police aux delegations“, das ſind einzelne Polizeicommiſſäre 
aus dem Stande der Polizeipräfectur, welche im Gerichtsgebäude ihr Amtslocale 
haben und hier unter der unmittelbaren Leitung des Unterſuchungsrichters und 
Hand in Hand mit ihm in wichtigeren Criminalfällen die Unterſuchung führen 
(vgl. Hogier⸗Griſon: „La police, ce qu'elle a éte, ce qu'elle est, et ce qu'elle 
deyrait étre.“ S. 103 ff), können dabei als Vorbild für dieſe, analog der gericht⸗ 
lichen Preßpolizei durchzuführende Reform in unſerem Sicherheitsdienſte dienen. 
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halterei ddo. 14. Mai 1879, Z. 27.419, nach Antrag der Finanz⸗ 
procuratur die Realeigenſchaft (1. e. radicirte Eigenthum) zuerkannt wurde. 
Dieſes Gewerbe hat die Genannte einem gewiſſen Franz D. .. in 
5. . verpachtet, um deſſen Genehmigung als Pächter fie unterm 
14. October 1885 bei der Gewerbebehörde anſuchte. 

Das Gemeindeamt H. . ſprach ſich, Mangels rückſichtswürdiger 
Gründe, gegen die Genehmigung dieſer Verpachtung aus. 

In dieſem Sinne entſchied auch die Bezirkshauptmaunſchaft 
K. . . (ddo. 23. October 1885, Z. 13.191). 

Dem gegen dieſe Entſcheidung ergriffenen Recurſe au die Statt⸗ 
halterei wurde laut Erlaſſes ddo. 5. März 1886, 3. 2316, keine 
Folge gegeben, weil die Genehmigung zur Verpachtung eines Gaſt⸗ und 
Schankgewerbes gemäß 3. Abſatzes des § 19 der Gewerbegeſetzuovelle 
vom 15. März 1883 nur aus wichtigen Gründen ertheilt werden 
könne, Recurrentin aber ſolche Gründe nicht dargethan habe. 

Gegen dieſe Entſcheidung ergriff Barbara V. .. den Recurs an 
das Miniſterium des Innern, welches unterm 11. Februar 1887, 
8. 1011, dem Recurſe Folge gab und unter Behebung der angefochtenen 
Entſcheidung der Recurrentin die Verpachtung ihres radicirten Gaſt⸗ 
und Schankgewerbes im Haufe Nr. 314 in H. . genehmigte, „weil 
der 8 19 der Gewerbegeſetznovelle vom 15. März 1883, R. G. Bl. 
Nr. 39, auf Realgewerbe keine Anwendung findet, da in demſelben 
(Alinea 2) nur vom Conceſſionsinhaber die Rede iſt, der Beſitzer von 
Realgewerben jedoch, welcher das urſprünglich allerdings auf Grundlage 
öffentlichen Rechtes gegründete Gewerbe nur auf der Baſis eines Privat⸗ 
rechtstitels beſitzt, nicht als Conceſſionsinhaber angeſehen werden kann, 
daher die im $ 55, Alinea 4 des vorbezogenen Geſetzes enthaltenen 
Worte „dieſes Paragraphen“ ſich nicht auf den im § 55, Alinea 3 be— 
zogenen § 19, ſondern nur auf den § 55, der Gewerbegeſetznovelle, 
namentlich auf das 2. Alinea desſelben beziehen können.“ iD. 


| 
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| Gelege und Verordnungen. 


1886. II. Semeſter. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. 

Nr. 89. Ausgeg. am 3. Auguſt. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine als Dampftramway auszuführende Localbahn von Prag⸗ 
Karolinenthal nach Vyſocan mit einer Abzweigung nach Lieben. 19. Juli. 
3. 23.566. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Zahnradbahn von Jenbach bis zum ſüdlichen Ufer des Achenſees. 15. Juli. 
Z. 22.460. — Bewilligung zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der 
Station Wſetin der Localbahn Mähriſch⸗WeißkirchenWſetin in die herrſchaft⸗ 
lichen Holzgärten Holzſchwemme). 19. Juni Z 20.288. 

Nr. 90. Ausgeg. am 5. Auguſt. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 17. Juli 1886, Z. 24.254, an die Verwaltungen ſämmtlicher öſterreichiſcher 
Eiſenbahnen, betreffend die Abkühlung der Eiſenbahnwagen bei großer Hitze. 
— Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für ſchmalſpurige Local⸗ 
bahnen: a) von Gmünd nach Weitra und Gr.-Pertholz bis gegen die ober⸗ 
öſterreichiſche Landesgrenze und b; von Schrambach nach Mariazell. 20. Juli. 
3. 16.820. — Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine 
Localbahn von Wöllan (bei Eilli) nach Unter⸗Drauburg. 22. Juli. Z. 23 128. 

Nr. 91. Ausgeg. am 7. Auguſt. — Bewilligung zum Baue und Betriebe 
einer Schleppbahn zwiſchen der Zuckerfabrik in Hawran und der gleichnamigen 
Station der im Baue begriffenen Localbahn Potſcherad⸗Wurzmes. 24. Juni. 
38. 3481 und 25.886. 

Nr. 92. Ausgeg. am 10. Auguſt. — Abdruck von Nr. 129 R. G. Bl. 
— Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 26. Juli 1886, 8. 23.915, 
betreffend die gegenſeitige Anerkennung der in Oeſterreich⸗Ungarn, bezw. in der 
Schweiz erfolgten Desinfection der zum Viehtransporte verwendeten Eiſen⸗ 
bahnwagen. 

Nr. 93. Ausgeg. am 12. Auguſt. — Erlaß des k. k. Handelsminiſters 
vom 3. Auguſt 1886, Z. 21.458, an die Verwaltungen der k. k. priv. Kaiſer 
Ferdinands⸗Nordbahn, k. k. priv. Südbahn⸗Geſellſchaft, priv. öſterr.⸗ungar. 
Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft, k. k. priv. Eifenbahn Wien⸗Aſpang und der neuen 
Wiener Tramway Geſellſchaft, betreffend die Einführung von Arbeiterkarten 
zwiſchen Wien und den nächſtgelegenen Ortſchaften, wie auch die Einführung von 
Arbeiterzügen. 

Nr. 94. Ausgeg. am 14. Auguſt. — Kundmachung des k. k. Handels⸗ 


miniſteriums vom 2. Auguſt 1886, Z. 28.856, betreffend die Erlafiung von 


Normen über das Verhalten der Eiſenbahnverwaltungen bei dem Vorkommen 
von Cholera Erkrankungs⸗ und Todesfällen bei Reiſenden. 

Nr. 95. Ausgeg. am 17. Auguſt Abdruck von Nr. 132 R. G. Bl 
— Verordnung des kgl. ungariſchen Communicationsminiſters vom 11. Juli 
1886, Z. 18.143, an die Verwaltungen der ungariſchen Eiſenbahnen, betreffend 
Regelung des Schweinedünger⸗Transportes auf der Eiſenbahn. — Bewilligung 
zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine doppelgeleiſige Dampftramway 
von den Wolſchaner Friedhöfen nächſt Prag bis auf den Graben in Prag nebſt 
einer Abzweigung. 18 Juli. Z. 24.565 — Bewilligung zur Vornahme techniſcher 
Vorarbeiten für eine Localbahn von Roßbach bis an die öſterreichiſch⸗ſächſiſche 
Grenze in der Richtung nach Bad Elſter und Adorf. 27. Juli. Z. 27.427. — 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine von Trieſch nach 
Teltſch führende Fortſetzungsſtrecke der projectirten normalſpurigen Secundärbahn 
von Wolframs nach Trieſch. 8. Auguſt. Z. 24.028. — Friſterſtreckung zur 
Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn von Teltſch nach Waidhofen 
a. d. Th. und von Datſchitz nach Budwitz. 13. Juli. Z. 25.009. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Landtags⸗Abgeordneten und Bürgermeiſter der 
Landeshauptſtadt Prag Dr. Heinrich Sole zum Stellvertreter des Oberſtland⸗ 
marſchalls in der Leitung des Landtages des Königreiches Böhmen ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Dr. Hermann Freiherrn von Gödel⸗-Lannoy 
die angeſuchte Enthebung von der Stelle eines Landeshauptmann⸗Stellvertreters 
in Steiermark bewilligt und demſelben die Allerhöchſte Anerkennung aus⸗ 
drücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Landtags⸗Abgeordneten Dr Franz Raday 
zum Stellvertreter des Landeshauptmannes für Steiermark ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Vorſtande des Rechnungsdepartements im 
Miniſterium für Cultus und Unterricht Sectionsrath Ferdinand Schallhofer 
den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Haupt⸗Steuereinnehmer Franz 
Porſche das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben die Errichtung von Honorarconſulaten in Bridgetown 
(Barbados) und in Port of Spain (Trinidad) genehmigt und den Handelsmann 
Archibald Laurie in erſterer Stadt, ſowie den Handelsmann Auguſt Holler 
in letzterer Stadt zu unbeſoldeten Conſuln ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
mit Titel und Charakter eines Polizeirathes bekleideten Oberinſpector des Polizei⸗ 
agenten⸗Inſtitutes in Wien Albert Stehling zum Polizeirathe ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſeeretär Joſeph Potſchka zum Bezirkshauptmanne in Tirol und 
Vorarlberg ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Ingenieure Robert Bouvard Edlen von Chätelet und Johann Eigner zu 
Oberingenieuren für den Staatsbaudienſt in Kärnten ernannt. 

Der Miniſter des Aeußern hat den abſolvirten Zögling der k. und k. 
orientaliſchen Akademie Otto Freiherrn Hoenning O'Carroll zum Conſular⸗ 
eleven ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Rupert Kneifl zum 
Finanzrathe der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Zollamtscaſſier Richard Pawlik zum Zoll⸗ 
Oberamtscontrolor beim Hauptzollamte in Wien ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Johann Wranitzky zum 
Obe r⸗Poſtcontrolor in Czernowitz ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcommiſſär Deſiderius Zebal zum 
Poſtſecretär in Trieſt ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcaſſier Peter Guidi in Zara zum 
Poſt⸗Hauptcaſſier bei der Poſt⸗Directionscaſſe in Zara und den Poſtcontrolor 
Johann Galaſſo zum Ober⸗-Poſtcontrolor daſelbſt ernannt. 


Der Statthalter von Niederöſterreich hat die Bauprakticanten Friedrich 


Haberlandt, Calixt Ritter von Wachtel und Johann Grafen Plater von 
dem Broel zu Bauadjuncten im Staatsbaudienſte für Niederöſterreich ernannt. 


Erledigungen. 


Statthaltereiſeeretärsſtelle in Tirol und Vorarlberg in der achten Rangs⸗ 
claſſe, bis 6. December. (Amtsbl. Nr. 267.) 

Zwei Bezirksſecretärsſtellen in Mähren in der zehnten Rangsclaſſe, bis 
Ende December. (Amtsbl. Nr. 269.) 

Regierungsſeeretärsſtelle in der achten, eventuell Bezirkscommiſſärsſtelle in 
der neunten und Regierungsconcipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe in Krain, 
bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 269.) 

Eine Officialsſtelle, eventuell eine zweite Officialsſtelle im k. k. Verſatzamte 
in Wien mit 600 fl. Jahresgehalt und 240 fl. Quartiergeld, bis 7. Jänner 1888. 
(Amtsbl. Nr. 271.) 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 35 der Erkeuntniſſe 1887. 
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Verlag 
der Manz’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Erkenntnisse 


des 
k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Zusammengestellt auf dessen Veranlassung von 


Dr. Adam Freiherrn von Budwinski, 
‚Rath des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Band I. (2. Aufl.) Die Erkenntnisse d. J. 1876—77 enthaltend. fl. 4.— geb. fl. 4.60 
II. 1 n 1 nn 1878 n 2 „ 4.— „ » 4.60 

„ III. n n v „n 1859 n „ 4 = „ 5 4.60 

he 05 5 „n 1880 A ve. 9860 „ „ 4.20 
1 V. n 5 „ „ 1881 n ... „ 3.40 „ „ 4.— 
a 9 0 „ „ 1882 er 4.— „ „4.60 
WII. n n 888 1 „„ „ J 4. — m 4.60 

„ VIII. > 5 „ „ 1884 5 5 0 5. 4 100 
ru 5 7 „ „1885 1 „„ . „ ee 
” X. n * „„ 1886 n ann 60 


Der laufende Band XI Jahrgang 1887 — der 


Erkenntnisse 


des 


k. k. Verwaltungsgerichtshofes 


gelangt auch, wie bisher üblich, in einzelnen Bogen zur bequemen Benützung 
für die interessirenden Kreise sofort nach Ausgabe zur Versendung, und nimmt 
der obige Verlag, sowie alle Buchhandlungen darauf Bestellungen entgegen. 


Abonnements-Preise: 
fl. 1.— | 30 Bogen 
. „ 2.— 40 


General-Index zur amtlichen Ausgabe der Erkenntnisse des k. k. Ver- 
waltungsgerichtshofes. Band I bis V 8 fl. 1.60 

Verwaltungsgerichtshof-Erkenntnisse nach $ 6 des Ges. v. 22. Ok- 
tober 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, geschöpft ohne 
vorausgegangene mündliche Verhandlung. Zusammengestellt von 
Dr. Adam Freih. von Budwinski. 


I. Heft, Jahrgang 1876—187ù / fl. 1. — 
N „ 8 is e ee, ee ee Haile: 
Tide os 1 18811889 W 
IV. „ 1383 1884. 202 2 1 
Na 1 eee ee Ai 
Das Verfahren 
vor dem k. k. Verwaltungsgerichtshofe. 
Sammlung 


der auf das Verfahren und die Zuständigkeit nach dem Gesetze 
vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, bezüglichen 
Entscheidungen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 
Herausgegeben von 


Theodor Exel, 
Hilfsämter-Oberdirektor und Bibliotheksleiter beim k. k. Verwaltungsgerichtshofe. 
344 Seiten. gr. 8. Preis 2 fl. 80 Kr., in Leinen geb. 3 fl. 40 kr. 


Das qudikaten buch 


des 
k. k. Verwaltungsgerichtshofes, 
enthaltend 
sämmtliche, von dem genannten Gerichtshofe in Verwaltungsgegen- 
ständen ausgesproehenen Rechisgrundsätze in übersichtlich-organischer 
Zusammenstellung. 


Hand-, Hilfs- und Nachschlagebuch 


für das rechtssuchende Publikum, für Gemeinden, politische, Finanz- 
und autonome Behörden und Beamte, Advokaten, Notare, sowie zum 
Selbststudium des Verwaltungsrechtes 
bearbeitet von 


Dr. Ludwig Wolski, 
Hof- und Gerichtsadvokat in Wien. 
gr. 8. Preis 4 fl. 20 kr., gebunden in Leinen 4 fl. 80 kr. 


Zu beziehen von obigem Verlage und vorräthig in allen Buch- 
handlungen. 
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